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PRESSEMITTEILUNG           

Sanne Kurz, Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
Sprecherin für Kultur und Medien 

 

Reform des Öffentlich-Rechtlichen:  Söders Anti-ARD-Politik gefährdet 
heimischen Medienstandort und ignoriert Zukunftsrat   
(München, 19.01.2024) 

Markus Söders Vorschlag zur Abwicklung weiter Teile des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
kommentiert Sanne Kurz, Medienpolitische Sprecherin der Landtags-Grünen, wie folgt: 

„Markus Söders Anti-ARD-Politik gefährdet den Medienstandort Bayern: Die Fusion von Arte und 
3sat sowie die Abschaffung von zwei Landesrundfunkanstalten und mindestens 6 Kanälen 
bedrohen die Vielfalt unseres Standorts. Die Kahlschlag-Idee trifft eine gebeutelte Branche tief ins 
Mark. 

In Zeiten, in denen üppige Werbebudgets längst zu großen US-Plattformen abgewandert sind und 
Privatsender Schwierigkeiten bei der Refinanzierung von Fiktion haben, wo ungewiss ist, ob sich 
internationale Streamer je an heimischen Produktionen angemessenen beteiligen werden, da sind 
gerade auch die Öffentlich-Rechtlichen wichtige Partner für unsere bayerische Filmbranche. 
Abstiegsängste und zögerliche Investitionen seitens der Sender sind längst spürbar. Gute 
Geschichten auch aus bayerischer Feder sind aber entscheidend für den Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft. Nicht alle erreicht man mit Tagesschau und Infowellen. 

Viel wichtiger als Streichkonzerte finde ich darum, dass Markus Söder sich mit Ideen zu einem 
sozial gerechten Umbau der Rundfunkbeiträge einbringt. In Krisenzeiten ist es unfair, dass mein 
Beitrag als Abgeordnete genauso hoch ist wie der meiner Nachbarin mit magerer Rente. Breite 
Schultern tragen mehr und Solidargedanken würden uns hier weiter bringen als Södersche 
Axthiebe. 

Man merkt auch, dass es Markus Söder nur um oberflächliche Aufmerksamkeit geht: Zu den 
Vorschlägen des Zukunftsrats kein Wort, obwohl hier für Herausforderungen wie die mangelnde 
Gremienkontrolle der ARD als Ganzes oder die Dauer-Gebührendebatte “dank” fehlender 
Indexierung gute Ideen erarbeitet wurden, die man diskutieren muss. 

Wichtiger Punkt des Zukunftsrats auch, dass ein sich nur an deutsche Staatsangehörige richtender 
Auftrag zu einem Angebot führt, das viele Menschen nicht erreicht. Wir sind auf qualifizierte 
Zuwanderung angewiesen. Alle hier lebenden Menschen zahlen Beiträge. Natürlich müssen Inhalte 
dann auch für Menschen, die (noch) keine deutsche Staatsangehörigkeit haben, attraktiv werden, 
wenn wir sie für unsere Demokratie begeistern wollen.“ 
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